
 

 

Mensch und Maschine Software SE 

 

Wessling 

 

WKN: 658 080 ISIN: DE0006580806  

 

Eindeutige Kennung des Ereignisses: MUM052023oHV 

 

Einladung zur Hauptversammlung 

 

Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der am 

 

11. Mai 2023 um 14:00 Uhr 

 

stattfindenden ordentlichen (virtuellen) Hauptversammlung eingeladen. 

 

Die Hauptversammlung wird gemäß Artikel 5 und Artikel 9 Abs. 1 c) ii) Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 

des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) (kurz SE-VO) i.V.m. 

§ 26n Abs. 1 des Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz (kurz: EGAktG) in Form einer virtuellen Haupt-

versammlung gemäß § 118a AktG ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 

(mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) abgehalten. Die Hauptver-

sammlung wird für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigte live im Internet 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

 

www.mum.de/hv2023 

 

im passwortgeschützten Internetservice in Bild und Ton übertragen. Die Stimmrechtsausübung der Aktio-

näre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgt ausschließlich im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch 

Vollmachtserteilung an die gesellschaftsbenannten Stimmrechtsvertreter. Ort der Hauptversammlung im 

Sinn des Aktiengesetzes ist Zero Eight Studios & Production, Gotzingerstraße 8a, 81371 München. 

 

Einzelheiten zu den Rechten der Aktionäre sowie ihrer Bevollmächtigten entnehmen Sie bitte den weite-

ren Angaben und Hinweisen, die im Anschluss an die Tagesordnung abgedruckt sind.  

 

 

https://www.mum.de/hv2020


 

 

 

TAGESORDNUNG 

 

TOP 1 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebilligten Konzernabschlusses, des 

Lageberichts der Gesellschaft und des Konzerns für das Geschäftsjahr 2022 mit dem Be-

richt des Verwaltungsrats über das Geschäftsjahr 2022 

 

TOP 2 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2022 

 

Der Verwaltungsrat schlägt vor, vom Bilanzgewinn für das Geschäftsjahr 2022 in Höhe von 

EUR 26.085.534,53  

 

a) einen Teilbetrag in Höhe von EUR 23.335.383,40 zur Ausschüttung einer Dividende von 

EUR 1,40 je dividendenberechtigter Stückaktie zu verwenden und 

 

b) den verbleibenden Teilbetrag in Höhe von EUR 2.750.151,13 auf neue Rechnung vorzu-

tragen. 

 

Die Ausschüttung der Dividende je Stückaktie ist am 8. Juni 2023 fällig. 

 

Der vorstehende Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt, dass die Gesellschaft im Zeit-

punkt der Einberufung der Hauptversammlung 480.921 Stück eigene Aktien hält, die nicht divi-

dendenberechtigt sind. Bis zur Hauptversammlung kann sich die Anzahl der dividendenberech-

tigten Stückaktien verändern. In diesem Fall wird der Hauptversammlung ein entsprechend an-

gepasster Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet werden, der unverändert eine Ausschüt-

tung von EUR 1,40 je dividendenberechtigter Stückaktie vorsieht.  

 

Die Dividende wird in Höhe von EUR 0,70 je dividendenberechtigter Stückaktie aus dem zu ver-

steuernden Gewinn und in Höhe von EUR 0,70 je dividendenberechtigter Stückaktie aus dem 

steuerlichen Einlagenkonto im Sinne des § 27 des Körperschaftsteuergesetzes (nicht in das 

Nennkapital geleistete Einlagen) ausgezahlt. Somit unterliegt ein Anteil in Höhe von EUR 0,70 

je dividendenberechtigter Stückaktie unabhängig davon, wie der Aktionär sein Wahlrecht aus-

übt, grundsätzlich der Besteuerung.  

 

Bei Annahme des Beschlussvorschlags des Verwaltungsrats gilt für die Auszahlung der Divi-

dende Folgendes: 

 

Die Dividende wird nach Wahl des Aktionärs entweder ausschließlich in bar oder teilweise in 

bar und teilweise in Form von Aktien der Mensch und Maschine Software SE geleistet. Von dem 

Dividendenanspruch in Höhe von EUR 1,40 je dividendenberechtigter Stückaktie unterliegt ein 

Teilbetrag in Höhe von EUR 0,21 nicht dem Wahlrecht des Aktionärs und wird auf alle Fälle in 



 

 

bar ausbezahlt. Dieser Teilbetrag dient dazu, die mögliche Steuerpflicht (Kapitalertragsteuer zu-

züglich Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer) hinsichtlich des steuerpflichtigen Teils des 

Dividendenanspruchs in Höhe von EUR 0,70 je dividendenberechtigter Stückaktie zu beglei-

chen. Die Einzelheiten der Barausschüttung und der Möglichkeit der Aktionäre zur Wahl von Ak-

tien werden in einem gesonderten Dokument erläutert, das den Aktionären zur Verfügung ge-

stellt wird und insbesondere Informationen über die Anzahl und die Art der Aktien enthält und in 

dem die Gründe und die Einzelheiten zu dem Angebot dargelegt werden. 

 

TOP 3 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats für das Ge-

schäftsjahr 2022 

 

 Der Verwaltungsrat schlägt vor, den Mitgliedern des Verwaltungsrats für das Geschäftsjahr 

2022 Entlastung zu erteilen. 

 

TOP 4 Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers 

für das Geschäftsjahr 2023 

 

Der Verwaltungsrat schlägt vor, die RSM GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerbera-

tungsgesellschaft, Düsseldorf, Niederlassung Stuttgart, zum Abschlussprüfer und Konzernab-

schlussprüfer für das Geschäftsjahr 2023 zu wählen. 

 

TOP 5 Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2023 gegen 

Bar- und/oder Sacheinlagen mit der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 

sowie die entsprechende Satzungsänderung 

 

Das durch die Hauptversammlung vom 9. Mai 2018 unter Tagesordnungspunkt 5 beschlossene 

genehmigte Kapital wurde zwischenzeitlich teilweise ausgenutzt und läuft am 8. Mai 2023 aus. 

Daher soll ein neues genehmigtes Kapital in Höhe von ca. 20 % des derzeitigen Grundkapitals 

geschaffen werden, um dem Verwaltungsrat auch künftig bei etwaigem kurzfristigem Kapitalbe-

darf den bestmöglichen Handlungsspielraum zu geben, die Möglichkeiten des Kapitalmarkts im 

Interesse der Aktionäre optimal zu nutzen. 

 

Der Verwaltungsrat schlägt daher vor zu beschließen: 

 

1. Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, bis zum 10. Mai 2028 das Grundkapital der Gesell-

schaft einmal oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 3.429.810,- durch Ausgabe von 

bis zu 3.429.810 neuen Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Ge-

nehmigtes Kapital 2023). Dabei ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neu-

en Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung 

übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Verwaltungsrat wird 

jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 



 

 

 

-  soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen; 

-  um die neuen Aktien gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Zweck des Erwerbs von 

Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder zum 

Zwecke des Erwerbs von Forderungen gegen die Gesellschaft auszugeben; 

-  wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des Grundkapitals nicht über-

steigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich un-

terschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim Gebrauchmachen dieser Ermächtigung 

unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des 

Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu 

berücksichtigen. 

 

Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ih-

rer Durchführung festzusetzen. 

 

3.  § 7 Abs. 1 der Satzung (Genehmigtes Kapital) wird geändert und wie folgt neu gefasst:  

 

„1.  Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, bis zum 10. Mai 2028 das Grundkapital der Gesell-

schaft einmal oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 3.429.810,- durch Ausgabe 

von bis zu 3.429.810 neuen Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhö-

hen (Genehmigtes Kapital 2023). Dabei ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräu-

men. Die neuen Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der 

Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der 

Verwaltungsrat ist jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

 

- soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen; 

- um die neuen Aktien gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Zweck des Er-

werbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unterneh-

men oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen gegen die Gesellschaft 

auszugeben; 

- wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des Grundkapitals nicht 

übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht we-

sentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim Gebrauchmachen dieser 

Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist 

der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen.  

 

Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und 

ihrer Durchführung festzusetzen.“ 

 



 

 

TOP 6 Beschlussfassung über die Erteilung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Wan-

del- und/oder Optionsschuldverschreibungen mit der Ermächtigung zum Ausschluss des 

Bezugsrechts, die Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2023 und die entsprechen-

de Satzungsänderung 

 

Die von der Hauptversammlung am 9. Mai 2018 unter Tagesordnungspunkt 6 beschlossene 

Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und das da-

zugehörige Bedingte Kapital 2013 laufen am 8. Mai 2023 aus. Es sollen daher eine neue Er-

mächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen mit der Mög-

lichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts und ein Bedingtes Kapital 2023 beschlossen wer-

den. 

 

Der Verwaltungsrat schlägt daher vor zu beschließen: 

 

1. Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, bis zum 10. Mai 2028 einmalig oder mehrmalig auf 

den Inhaber lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen im Gesamtnenn-

betrag von bis zu EUR 200.000.000,- (nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibun-

gen“) mit einer Laufzeit von längstens 20 Jahren zu begeben und den Inhabern der 

Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf neue Aktien der Gesellschaft 

mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu insgesamt EUR 3.429.810,- 

nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen zu gewähren. Die 

Schuldverschreibungen können einmalig oder mehrmals, insgesamt oder in Teilen sowie 

auch gleichzeitig in verschiedenen Tranchen begeben werden. 

 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu. 

Das gesetzliche Bezugsrecht kann auch in einer Weise eingeräumt werden, dass die 

Schuldverschreibungen von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung 

übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Verwaltungsrat ist 

jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre der Gesellschaft auf die Schuldver-

schreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht auf Aktien der Gesellschaft ganz oder 

teilweise auszuschließen, 

 

- sofern der Ausgabepreis für eine Schuldverschreibung den nach anerkannten fi-

nanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldver-

schreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Dabei darf die Summe der aufgrund 

von Schuldverschreibungen nach dieser Ermächtigung gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG (unter Bezugsrechtsausschluss gegen Bareinlagen) auszugebenden Aktien 

zusammen mit anderen gemäß oder entsprechend dieser gesetzlichen Bestimmung 

während der Wirksamkeit dieser Ermächtigung ausgegebenen oder veräußerten Ak-

tien nicht 10 % des jeweiligen Grundkapitals übersteigen; 

- um den Inhabern von Wandlungs-/Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft zum 



 

 

Ausgleich von Verwässerungen Bezugsrechte in dem Umfang zu gewähren, wie sie 

ihnen nach Ausübung dieser Rechte zustünden; 

- um Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, von dem 

Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. 

 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber der Wan-

delschuldverschreibungen das Recht, ihre Wandelschuldverschreibungen nach näherer 

Maßgabe der Wandelanleihebedingungen in Aktien der Mensch und Maschine Software 

SE umzutauschen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der bei Wandlung auszugeben-

den Aktien darf den Nennbetrag der Wandelschuldverschreibungen nicht übersteigen. 

Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrages einer Wandel-

schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Mensch 

und Maschine Software SE. Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division des 

unter dem Nominalbetrag liegenden Ausgabebetrags einer Wandelschuldverschreibung 

durch den festgelegten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Es kann 

vorgesehen werden, dass das Umtauschverhältnis variabel und der Wandlungspreis in-

nerhalb einer festzulegenden Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des Akti-

enkurses während der Laufzeit oder während eines bestimmten Zeitraums innerhalb der 

Laufzeit festgesetzt wird. Das Umtauschverhältnis kann in jedem Fall auf eine ganze Zahl 

auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt 

werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder 

in Geld ausgeglichen werden. 

 

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Optionsschuld-

verschreibung eine oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber nach nähe-

rer Maßgabe der vom Verwaltungsrat festzulegenden Optionsbedingungen zum Bezug 

von Aktien der Mensch und Maschine Software SE berechtigen. Der anteilige Betrag am 

Grundkapital der je Optionsschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den Nenn-

betrag der Optionsschuldverschreibungen nicht übersteigen. 

 

Die jeweiligen Schuldverschreibungsbedingungen können auch eine Wandlungspflicht 

zum Ende der Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt begründen. Schließlich können 

die Schuldverschreibungsbedingungen vorsehen, dass im Falle der Wandlung bzw. Opti-

onsausübung die Gesellschaft dem Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten nicht Aktien 

der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt. Ferner können die je-

weiligen Schuldverschreibungsbedingungen festlegen, dass im Falle der Wandlung bzw. 

Optionsausübung auch eigene Aktien der Gesellschaft gewährt werden können. 

 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine Aktie der Mensch und 

Maschine Software SE (Bezugspreis) muss auch bei einem variablen Umtauschverhält-

nis/Wandlungspreis entweder (a) mindestens 80 % der Mensch und Maschine Software 



 

 

SE im XETRA-Handel (oder einem an die Stelle des XETRA-Systems getretenen funkti-

onal vergleichbaren Nachfolgesystem) an den zehn Börsentagen unmittelbar vor dem 

Tag der Beschlussfassung durch den Verwaltungsrat über die Begebung der Wandel- 

oder Optionsschuldverschreibungen oder (b) mindestens 80% des durchschnittlichen 

Schlussauktionspreises der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem an 

die Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) 

während der Tage, an denen die Bezugsrechte an der Frankfurter Wertpapierbörse ge-

handelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten Börsentage des Bezugsrechtshandels, 

entsprechen. §§ 9 Abs. 1, 199 Abs. 2 AktG bleiben unberührt. 

 

Sofern während der Laufzeit einer Schuldverschreibung Verwässerungen des wirtschaft-

lichen Werts der bestehenden Wandlungs- oder Optionsrechte eintreten und dafür keine 

Bezugsrechte als Kompensation eingeräumt werden, werden die Wandlungs- oder Opti-

onsrechte – unbeschadet des geringsten Ausgabebetrags gemäß § 9 Abs. 1 AktG – 

wertwahrend angepasst, soweit die Anpassung nicht bereits durch Gesetz zwingend ge-

regelt ist. In jedem Fall darf der anteilige Betrag des Grundkapitals der je Schuldver-

schreibung zu beziehenden auf den Inhaber lautenden Stückaktien den Nennbetrag pro 

Schuldverschreibung nicht überschreiten. 

 

Statt einer Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises kann nach näherer Bestim-

mung der Bedingungen der Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen auch die Zah-

lung eines entsprechenden Betrages in Geld durch die Gesellschaft bei Ausübung des 

Options- bzw. Wandlungsrechts oder bei der Erfüllung der Options- bzw. Wandlungs-

pflicht vorgesehen werden. Die Schuldverschreibungsbedingungen können darüber hin-

aus für den Fall der Kapitalherabsetzung oder anderer außerordentlicher Maßnahmen 

bzw. Ereignisse eine Anpassung der Options- bzw. Wandlungsrechte bzw. -pflichten vor-

sehen. 

 

Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstat-

tung der Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Aus-

gabekurs, Laufzeit und Stückelung, Wandlungs- bzw. Optionspreis und den Wandlungs- 

bzw. Optionszeitraum, festzusetzen. 

 

2.  Das Grundkapital wird um bis zu EUR 3.429.810,- durch Ausgabe von bis zu 3.429.810 

neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023). 

Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an die Inhaber von Wan-

del- oder Optionsschuldverschreibungen, die gemäß vorstehender Ermächtigung bege-

ben werden. Die Bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inha-

ber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die auf der Grundlage der Er-

mächtigung der Hauptversammlung vom 11. Mai 2023 von der Gesellschaft bis zum 10. 

Mai 2028 begeben werden, von ihrem Wandel- bzw. Optionsrecht Gebrauch machen o-



 

 

der Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden und soweit 

nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die neuen Aktien neh-

men vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Wandlungs- 

bzw. Optionsrechten oder durch Erfüllung von Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn 

teil. Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 

bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen sowie die Fassung der Satzung entsprechend 

der jeweiligen Ausnutzung des bedingten Kapitals anzupassen. 

 

3.  In § 6 Abs. 1 der Satzung (Bedingtes Kapital) wird geändert und wie folgt neu gefasst: 

 

„1.  Das Grundkapital ist um bis zu EUR 3.429.810,- durch Ausgabe von bis zu 

3.429.810 neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 

Kapital 2023). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 

die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die auf der 

Grundlage der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 11. Mai 2023 von der 

Gesellschaft bis zum 10. Mai 2028 begeben werden, von ihrem Wandel- bzw. Op-

tionsrecht Gebrauch machen oder Wandlungspflichten aus solchen Schuldver-

schreibungen erfüllt werden und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedie-

nung eingesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjah-

res an, in dem sie durch Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder 

durch Erfüllung von Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil. Der Verwal-

tungsrat ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung festzusetzen sowie die Fassung der Satzung entsprechend der 

jeweiligen Ausnutzung des bedingten Kapitals anzupassen.“ 

 

TOP 7 Beschlussfassung über die neue Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eige-

ner Aktien mit der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie der Möglich-

keit der Einziehung eigener Aktien unter Herabsetzung des Grundkapitals  

 

Die Hauptversammlung vom 9. Mai 2018 hat die Gesellschaft gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 

zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien in Höhe von bis zu 10 % des Grundkapitals 

ermächtigt. Diese Ermächtigung, die am 8. Mai 2023 ausläuft, soll durch eine neue Ermächti-

gung ersetzt werden. 

 

Der Verwaltungsrat schlägt daher vor, wie folgt zu beschließen: 

 

1.  Die Gesellschaft wird ermächtigt, eigene Aktien der Gesellschaft zu erwerben. Die Er-

mächtigung ist auf den Erwerb von eigenen Aktien mit einem rechnerischen Anteil am 

Grundkapital von bis zu 10 % beschränkt. Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträ-

gen, einmal oder mehrmals, durch die Gesellschaft oder für ihre Rechnung durch Dritte 

ausgeübt werden. Die Ermächtigung gilt bis zum 10. Mai 2028. 



 

 

 

2.  Der Erwerb erfolgt über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre der Gesellschaft 

gerichteten öffentlichen Kaufangebots. 

 

(a)  Erfolgt der Erwerb über die Börse, so darf der von der Gesellschaft gezahlte Ge-

genwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den an der Frankfurter Wertpapier-

börse während der letzten zehn Börsenhandelstage vor dem Erwerb der Aktien 

ermittelten durchschnittlichen Schlusskurse im XETRA-Handel (oder einem ver-

gleichbaren Nachfolgesystem) für Aktien gleicher Ausstattung um nicht mehr als 10 

% überschreiten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. 

(b)  Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot an alle Aktionäre der Gesell-

schaft, darf der gebotene Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den 

durchschnittlichen Schlusskurs im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den zehn Börsenhandel-

stagen vor dem Tag der Veröffentlichung des Angebots um nicht mehr als 10 % 

überschreiten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Das Kaufangebot kann 

weitere Bedingungen vorsehen. 

 

3.  Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, Aktien der Mensch und Maschine Software SE, die 

aufgrund dieser Ermächtigung erworben werden oder aufgrund früherer Ermächtigungen 

erworben wurden, neben der Veräußerung durch Angebot an alle Aktionäre oder der 

Veräußerung über die Börse 

 

(a)  Dritten im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen, beim Erwerb von Un-

ternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen sowie beim 

Erwerb von Forderungen gegen die Gesellschaft als Gegenleistung anzubieten; 

(b)  an Dritte zu veräußern. Der bar zu zahlende Kaufpreis, zu dem die Aktien der Ge-

sellschaft an Dritte abgegeben werden, darf den Börsenkurs der Aktien zum Zeit-

punkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreiten. Beim Gebrauchmachen 

dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 

(c)  zur Gewährung von Aktien an geschäftsführende Direktoren, an Mitglieder der Ge-

schäftsleitungsorgane gegenwärtig oder zukünftig verbundener Unternehmen so-

wie an Mitarbeiter der Gesellschaft und gegenwärtig oder zukünftig verbundener 

Unternehmen zu verwenden, soweit diese Personen aufgrund von Mitarbeiterbetei-

ligungsprogrammen zu deren Bezug berechtigt sind; 

(d)  einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung eines weiteren 

Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Einziehung führt zur Kapitalherabset-

zung. Die Aktien können auch im vereinfachten Verfahren ohne Kapitalherabset-

zung durch Anpassung des anteiligen rechnerischen Betrages der übrigen Stück-



 

 

aktien am Grundkapital der Gesellschaft eingezogen werden. Die Einziehung kann 

auf einen Teil der erworbenen Aktien beschränkt werden. 

 

Vorstehende Ermächtigungen betreffend die Verwendung der erworbenen eigenen Aktien 

können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, einzeln oder gemeinsam ausgeübt 

werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre auf erworbene eigene Aktien wird insoweit aus-

geschlossen, als diese Aktien gemäß den vorstehenden Ermächtigungen unter lit. (a), (b) 

und (c) verwendet werden. Der Verwaltungsrat wird die Hauptversammlung über die 

Gründe und den Zweck des Erwerbs eigener Aktien, über die Zahl der erworbenen Aktien 

und den auf sie entfallenden Betrag des Grundkapitals sowie über den Gegenwert, der 

für die Aktien gezahlt wurde, jeweils unterrichten. 

 

5.  Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen 

Inanspruchnahme der Ermächtigung zur Einziehung anzupassen. 

 

TOP 8 Beschlussfassung über eine Satzungsänderung zur künftigen Ermöglichung virtueller 

Hauptversammlungen sowie zur Teilnahme von Verwaltungsratsmitgliedern an der 

Hauptversammlung 

 

Durch das Gesetz zur Einführung virtueller Hauptversammlungen von Aktiengesellschaften und 

Änderung genossenschafts- sowie insolvenz- und restrukturierungsrechtlicher Vorschriften wur-

de im neuen § 118a AktG die Möglichkeit eröffnet, Hauptversammlungen ohne physische Prä-

senz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Versammlungsort (virtuelle Hauptversamm-

lung) abzuhalten. Um von dieser Möglichkeit für Hauptversammlungen, die ab dem 1. Septem-

ber 2023 einberufen werden, Gebrauch machen zu können, ist eine Regelung in der Satzung 

erforderlich. Der Verwaltungsrat ist der Ansicht, dass diese Form einer Hauptversammlung auch 

in Zukunft möglich sein soll. Hierfür soll eine entsprechende Ermächtigung in die Satzung der 

Gesellschaft aufgenommen werden. Wie auch bei einer physischen Hauptversammlung soll der 

Verwaltungsrat die Einzelheiten zur Einberufung und Durchführung der virtuellen Hauptver-

sammlung bestimmen können. Diese Ermächtigung soll gemäß den gesetzlichen Vorgaben auf 

fünf Jahre befristet werden. 

 

Darüber hinaus soll den Verwaltungsratsmitgliedern zukünftig gestattet werden, in besonderen 

Fällen, insbesondere bei Abhaltung einer virtuellen Hauptversammlung, im Wege der Bild- und 

Tonübertragung an der Hauptversammlung teilzunehmen. 

 

Der Verwaltungsrat schlägt daher vor, § 15 der Satzung um den folgenden neuen Absatz 6 zu 

ergänzen: 

 

„(6) Der Verwaltungsrat ist ermächtigt vorzusehen, dass eine Versammlung ohne physische 

Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abge-



 

 

halten wird (virtuelle Hauptversammlung), wenn die Versammlung innerhalb von fünf Jah-

ren nach Eintragung dieser Satzungsbestimmung in das Handelsregister stattfindet. Mit-

gliedern des Verwaltungsrats ist im Falle der virtuellen Hauptversammlung die Teilnahme 

an der Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung gestattet.“ 

 

TOP 9  Beschlussfassung über eine Anpassung der Vergütung des Verwaltungsrats und die 

entsprechende Satzungsänderung 

 

Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhalten nach näherer Maßgabe der Regelung in § 13 der 

Satzung der Gesellschaft seit der Umwandlung der Gesellschaft in die Rechtsform einer Euro-

päischen Aktiengesellschaft in 2006 eine feste Vergütung in Höhe von EUR 8.000,- für jedes 

volle Geschäftsjahr ihrer Zugehörigkeit. Die Vergütung der Mitglieder des Verwaltungsrats soll 

nach diesem langen Zeitraum ohne Änderung angepasst werden.  

 

Der Verwaltungsrat schlägt daher vor zu beschließen: 

 

1. § 13 Abs. 1 Satz 1 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Jedes Mitglied des Verwaltungsrats erhält außer der Erstattung seiner Auslagen für jedes 

volle Geschäftsjahr seiner Zugehörigkeit zum Verwaltungsrat eine feste Vergütung in Höhe 

von EUR 12.000,-, zahlbar innerhalb einer Woche nach Ablauf des Geschäftsjahres.“ 

 

2. Die unter Ziff. 1 dieses Tagesordnungspunktes genannte Satzungsänderung ersetzt mit 

Beginn ihrer Wirksamkeit die derzeitige Regelung zur Vergütung der Mitglieder des Verwal-

tungsrats und findet mit Wirkung ab dem 1. Januar 2023 Anwendung. 

 

TOP 10 Beschlussfassung über eine Änderung von § 15 Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft   

 

§ 15 Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft bestimmt gemäß § 123 Abs. 3 AktG, wie die Berechti-

gung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachzuwei-

sen ist. Durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) vom 

12. Dezember 2019 wurde § 123 Abs. 4 AktG geändert. Demnach reicht ein Nachweis des An-

teilsbesitzes nach dem neuen § 67c Abs. 3 AktG bei börsennotierten Gesellschaften aus. § 14 

Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft in entsprechender Anwendung an diese neue gesetzliche 

Regelung angepasst werden. 

 

Der Verwaltungsrat schlägt daher vor, § 14 Abs. 4 der Satzung wie folgt neu zu fassen: 

 

„4. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 

diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor Ablauf der gesetzlich bestimmten Frist vor 

der Hauptversammlung durch Vorlage eines Nachweises ihres Anteilsbesitzes unter der 



 

 

in der Einladung bezeichneten Adresse bei der Gesellschaft anmelden. Für den Nach-

weis des Anteilsbesitzes reicht ein Nachweis gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nach-

weis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Versammlung zu 

beziehen und muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Ad-

resse mindestens sechs Tage vor der Versammlung zugehen; dabei werden der Tag der 

Versammlung und der Tag des Zugangs nicht mitgerechnet. In der Einberufung kann ei-

ne kürzere, in Tagen zu bemessende Frist für den Zugang der Anmeldung und des 

Nachweises des Anteilsbesitzes vorgesehen werden.“ 

 

TOP 11 Beschlussfassung über die Zustimmung zum Abschluss eines Ergebnisabführungsver-

trages mit der Mensch und Maschine Deutschland GmbH 

 

Die Gesellschaft hat mit der Mensch und Maschine Deutschland GmbH mit Sitz in Wessling, 

eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts München unter HR B 178861, als Organge-

sellschaft (nachfolgend auch „Organgesellschaft“ genannt) am 20. März 2023 einen Ergeb-

nisabführungsvertrag abgeschlossen.  

 

Die Gesellschaft hält sämtliche Geschäftsanteile an der Organgesellschaft (100%-ige Tochter-

gesellschaft). Der Ergebnisabführungsvertrag soll insbesondere zur Begründung einer ertrags-

steuerlichen Organschaft zwischen der Gesellschaft und der Organgesellschaft geschlossen 

werden. 

 

Der Ergebnisabführungsvertrag hat den folgenden Wortlaut: 

 

Ergebnisabführungsvertrag 

vom 20. März 2023] 

 

zwischen  

Mensch und Maschine Software SE 

Argelsrieder Feld 5, 82234 Wessling 

- nachfolgend auch „Organträger“ genannt - 

und 

Mensch und Maschine Deutschland GmbH 

Argelsrieder Feld 5, 82234 Wessling 

 

- nachfolgend auch „Organgesellschaft“ genannt - 

- nachfolgend gemeinsam auch die „Parteien“ genannt - 

 

Präambel 

1. Der Organträger, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts München unter HR B 165230, ist 

alleiniger Gesellschafter der Organgesellschaft (100%-ige Tochtergesellschaft), eingetragen im Han-

delsregister des Amtsgerichts München unter HR B 178861.  



 

 

2. Zur Begründung einer ertragssteuerlichen Organschaft zwischen dem Organträger als Muttergesell-

schaft und der Organgesellschaft als Beteiligungsgesellschaft wird nachfolgender Ertragsabfüh-

rungsvertrag geschlossen. 

§ 1 Gewinnabführung 

1. Die Organgesellschaft verpflichtet sich, während der Dauer dieses Vertrages ihren gesamten Gewinn 

entsprechend sämtlichen Vorschriften des § 301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung an den Or-

ganträger abzuführen. 

2. Die Organgesellschaft kann mit Zustimmung des Organträgers nur insoweit Beträge aus dem Jahre-

süberschuss - mit Ausnahme der gesetzlichen Rücklagen - in die Gewinnrücklagen gemäß § 272 

Abs. 3 HGB einstellen, als dies handelsrechtlich zulässig und bei vernünftiger kaufmännischer Beur-

teilung wirtschaftlich begründet ist.  

3. Während der Dauer dieses Vertrages gebildete andere Gewinnrücklagen gemäß § 272 Abs. 3 HGB 

sind – soweit rechtlich zulässig – auf Verlangen des Organträgers aufzulösen und entweder (i) zum 

Ausgleich eines Jahresfehlbetrages zu verwenden oder (ii) unter den Voraussetzungen des § 301 

AktG in der jeweils gültigen Fassung als Gewinn abzuführen; soweit § 302 AktG in seiner jeweils gül-

tigen Fassung dem nicht entgegensteht. Sonstige Rücklagen oder ein Gewinnvortrag, der aus der 

Zeit vor Beginn dieses Vertrags stammt, dürfen weder als Gewinn abgeführt, noch zum Ausgleich ei-

nes Jahresfehlbetrags verwendet werden. 

4. Der Anspruch auf Gewinnabführung entsteht und wird fällig zum Ende des Geschäftsjahres der Or-

gangesellschaft, in dem der Gewinn entstanden ist.  

§ 2 Verlustübernahme 

1. Der Organträger ist zur Verlustübernahme gemäß § 302 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung ver-

pflichtet. Der vorstehende Verweis erstreckt sich auf § 302 AktG insgesamt.  

2. Der Anspruch auf Verlustausgleich entsteht und wird fällig zum Ende des Geschäftsjahres der Or-

gangesellschaft, in dem der Verlust entstanden ist.  

§ 3 Wirksamwerden  

1. Dieser Vertrag bedarf zu seiner Wirksamkeit der Zustimmung der Gesellschafterversammlung der 

Organgesellschaft sowie der Zustimmung der Hauptversammlung des Organträgers.  

2. Der Vertrag wird mit seiner Eintragung in das Handelsregister des Sitzes der Organgesellschaft wirk-

sam.  

3. Mit Wirksamwerden des Vertrages gelten die Bestimmungen dieses Vertrages rückwirkend auf den 

Beginn des im Zeitpunkt der Handelsregistereintragung laufenden Geschäftsjahres der Organgesell-

schaft. 

§ 4 Dauer und Kündigung  

1. Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen und kann von beiden Parteien ordentlich unter 

Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten zum Ende eines jeden Geschäftsjahres der Or-

gangesellschaft gekündigt werden, frühestens jedoch mit Wirkung zum Ende einer Mindestlaufzeit 

von fünf (5) Zeitjahren (60 Monaten) gerechnet ab dem Beginn des Geschäftsjahres der Gesell-

schaft, in dem der Vertrag erstmals wirksam geworden ist. In jedem Fall ist der Vertrag auf einen 

Zeitraum von mindestens fünf Jahren i.S.d. § 14 Abs. 1 Ziffer 3 KStG abgeschlossen. Eine ordentli-

che Kündigung kann in keinem Fall vor Ablauf dieser Mindestvertragsdauer wirksam werden. Für die 

Einhaltung der Kündigungsfrist kommt es auf den Zugang des Kündigungsschreibens bei der ande-

ren Vertragspartei an. 

2. Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist bleibt unbe-

rührt. Ein wichtiger Grund ist insbesondere gegeben, wenn Umstände vorliegen, die die Vorausset-

zung eines wichtigen Grundes i. S. d. § 297 Abs. 1 AktG oder i. S. d. § 14 Abs. 1 Ziff. 3 Satz 2 KStG 



 

 

erfüllen. Als wichtiger Grund gilt demnach insbesondere der Wegfall der zur Anerkennung der Org-

anschaft steuerlich erforderlichen finanziellen Eingliederung der Organgesellschaft in den Organträ-

ger durch 

3. Jede Kündigung bedarf der Schriftform. 

§ 5 Sonstige Verpflichtungen  

Die Parteien verpflichten sich, sämtliche sonstige zur Wirksamkeit erforderlichen Erklärungen abzugeben, 

insbesondere verpflichtet sich die Organgesellschaft, den Vertrag zur Eintragung ins Handelsregister an-

zumelden, sobald die hierfür notwendigen Voraussetzungen erfüllt sind. 

§ 6 Schlussbestimmungen  

1. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, 

so soll dies die Gültigkeit dieses Vertrages im Übrigen nicht berühren. An die Stelle der unwirksamen 

oder undurchführbaren Vereinbarung soll eine solche treten, die dem wirtschaftlichen Ergebnis der 

unwirksamen oder undurchführbaren Klausel in zulässiger Weise am nächsten kommt. Das gleiche 

gilt im Falle einer Vertragslücke. 

2. Mündliche Nebenabreden wurden nicht getroffen. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages 

bedürfen der Schriftform. Das gilt auch für dieses Schriftformerfordernis. 

3. Gerichtsstand ist, soweit gesetzlich zulässig, der Sitz des Organträgers. 

4. Die im Zusammenhang mit dem Abschluss und der Durchführung dieses Vertrages entstehenden 

Kosten trägt der Organträger.  

 

Wessling, den 20. März 2023 

 

Mensch und Maschine Software SE 

 

Mensch und Maschine Deutschland GmbH 

 

 

Der Verwaltungsrat der Gesellschaft und die Geschäftsführung der Organgesellschaft haben ei-

nen gemeinsamen Bericht entsprechend § 293 a AktG erstattet, in dem die vertraglichen Rege-

lungen erläutert und begründet werden. Eine Prüfung des Ergebnisabführungsvertrags entspre-

chend § 293 b AktG durch einen gerichtlich bestellten Prüfer (Vertragsprüfer) ist entbehrlich, da 

die Gesellschaft zum Zeitpunkt der Hauptversammlung alleinige Gesellschafterin der Organge-

sellschaft ist. 

 

Der Ergebnisabführungsvertrag wird erst mit Zustimmung der Hauptversammlung der Gesell-

schaft, Zustimmung der Gesellschafterversammlung der Organgesellschaft und anschließender 

Eintragung des Ergebnisabführungsvertrages in das Handelsregister des Sitzes der Organge-

sellschaft wirksam. 

 

Der Verwaltungsrat schlägt daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:  

 

„Dem Abschluss des Ergebnisabführungsvertrages zwischen der Mensch und Maschine 

a) die Veräußerung von Anteilen an der Organgesellschaft im Wege des Verkaufs oder der Ein-

bringung oder 

b) die Verschmelzung, Spaltung oder Auflösung von Organträger oder Organgesellschaft. 



 

 

Software SE und der Mensch und Maschine Deutschland GmbH vom 20. März 2023 wird 

zugestimmt.“ 

 

Von der Einberufung der Hauptversammlung an sind über die Internetseite der Gesellschaft un-

ter www.mum.de/hv2023 folgende Unterlagen zugänglich:  

 

 der am 20. März 2023 abgeschlossen Ergebnisabführungsvertrag zwischen der Gesell-

schaft und der Organgesellschaft, 

 der gemeinsame Bericht des Verwaltungsrats der Gesellschaft und der Geschäftsführung 

der Organgesellschaft über den Ergebnisabführungsvertrag entsprechend § 293a AktG, 

 die Jahresabschlüsse und die Lageberichte der Gesellschaft sowie die Konzernabschlüs-

se und die Konzernlageberichte für die letzten drei Geschäftsjahre 2020, 2021 und 2022,  

 die Jahresabschlüsse und Lageberichte der Organgesellschaft für die Geschäftsjahre 

2020, 2021 und 2022. 

 

1. Allgemeine Hinweise zur virtuellen Hauptversammlung 

 

Der Verwaltungsrat hat beschlossen, die Hauptversammlung gemäß Artikel 5 und Artikel 9 Abs. 1 c) ii) 

SE-VO (die nachfolgenden aktienrechtlichen Vorschriften sind immer in Verbindung mit der Verweisung 

in der SE-VO zu lesen) i.V.m. § 118a AktG i.V.m. § 26n Abs. 1 EGAktG als virtuelle Hauptversammlung 

ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten abzuhalten. Eine physische Teilnah-

me der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) 

am Versammlungsort ist ausgeschlossen. 

 

Die gesamte Hauptversammlung wird für die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre oder deren Be-

vollmächtigte nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen am 11. Mai 2023 ab 14:00 Uhr live im 

Internet auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

 

www.mum.de/hv2023 

 

im passwortgeschützten Internetservice in Bild und Ton übertragen. Eine physische Teilnahme der Aktio-

näre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) am Ver-

sammlungsort ist ausgeschlossen. Über den passwortgeschützten Internetservice können die ordnungs-

gemäß angemeldeten Aktionäre (und ggf. deren Bevollmächtigte) gemäß den dafür vorgesehenen Ver-

fahren unter anderem ihre Aktionärsrechte ausüben. Die Nutzung des passwortgeschützten Internetser-

vices durch einen Bevollmächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zu-

gangsdaten erhält. Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und 

sonstige durch § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen können sich des passortgeschützten Inter-

netservices bedienen. Die Gesellschaft stellt ihnen auf Wunsch einen elektronischen Zugang zur Verfü-

gung. 

 

https://www.mum.de/hv2020


 

 

Beim Betreten der virtuellen Hauptversammlung unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservices 

während der Dauer der virtuellen Hauptversammlung am 11. Mai 2023 sind die Aktionäre bzw. ihre Be-

vollmächtigten elektronisch zur virtuellen Hauptversammlung zugeschaltet. 

 

2. Voraussetzung für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung 

des Stimmrechts 

 

Gemäß § 15 Abs. 4 der Satzung sind zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Aus-

übung des Stimmrechts nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor Ablauf der gesetzlich bestimm-

ten Frist vor der Hauptversammlung durch Vorlage eines besonderen Nachweises ihres Anteilsbesitzes 

anmelden. Der besondere Nachweis des Anteilsbesitzes bedarf der Textform (§ 126 b BGB) und hat sich 

auf den Beginn des einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung, d.h. auf den Beginn des 20. 

April 2023, 0.00 Uhr, zu beziehen. Er ist durch Bestätigung des depotführenden Instituts in deutscher 

oder englischer Sprache zu erbringen. Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der 

Gesellschaft bis zum Ablauf des 4. Mai 2023, 24.00 Uhr, bei folgender Adresse, Telefax-Nummer oder 

E-Mail-Adresse zugehen:  

 

Mensch und Maschine Software SE 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Deutschland 

Telefax: +49 (0)89 88 96906 33 

E-Mail: anmeldung@better-orange.de 

 

Nach Zugang der ordnungsgemäßen Anmeldung und eines ordnungsgemäßen Nachweises des Anteils-

besitzes bis spätestens am 4. Mai 2023, 24:00 Uhr, werden den Aktionären mit dem HV-Ticket die indivi-

duellen Zugangsdaten (Zugangskennung und Zugangspasswort) für die Nutzung des passwortgeschütz-

ten Internetservice über die Internetseite der Gesellschaft unter www.mum.de/hv2023 übersandt. Wir 

bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes 

an die Gesellschaft Sorge zu tragen. 

 

3. Verfahren für die Stimmabgabe 

 

Bevollmächtigung 

 

Aktionäre können sich hinsichtlich der Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und der Ausübung 

ihres Stimmrechts in der virtuellen Hauptversammlung durch einen Bevollmächtigten, z.B. durch einen 

Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere Person ihrer Wahl 

vertreten lassen. Auch Bevollmächtigte (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) kön-

nen nicht physisch an der virtuellen Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das Stimmrecht für von 

mailto:anmeldung@better-orange.de
https://www.mum.de/hv2020


 

 

ihnen vertretene Aktionäre lediglich im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Erteilung von (Un-

ter-)Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ausüben. Die Nutzung des 

passwortgeschützten Internetservices durch den Bevollmächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte 

die entsprechenden Zugangsdaten erhält. 

 

Auch im Fall einer Bevollmächtigung sind eine fristgerechte Anmeldung und der Nachweis der Berechti-

gung zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts erforderlich 

(siehe oben unter "Voraussetzung für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Aus-

übung des Stimmrechts"). Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann gemäß § 134 

Abs. 3 Satz 2 AktG die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 

 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesell-

schaft bedürfen der Textform. Die Vollmacht kann gegenüber dem zu Bevollmächtigenden oder gegen-

über der Gesellschaft erklärt werden. Der Nachweis der Bevollmächtigung kann per E-Mail, postalisch 

oder per Telefax bis zum Ablauf des 10. Mai 2023, 24:00 Uhr, an folgende Anschrift, Telefax-Nummer 

oder E-Mail-Adresse übermittelt, geändert oder widerrufen werden: 

 

Mensch und Maschine Software SE 

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Deutschland 

Telefax: +49 (0) 89 889 690 655 

E-Mail: mum@better-orange.de 

 

oder ab dem 20. April 2023 über den passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Ge-

sellschaft unter www.mum.de/hv2023 gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren vor und während der 

virtuellen Hauptversammlung übermittelt, geändert oder widerrufen werden. 

 

Am Tag der virtuellen Hauptversammlung am 11. Mai 2023 können Vollmachten ausschließlich über den 

passwortgeschützten Internetservice abgegeben, geändert oder widerrufen werden, der auf der Internet-

seite der Gesellschaft unter www.mum.de/hv2023 zugänglich ist. 

 

Aktionäre, die eine andere Person bevollmächtigen möchten, können für die Erteilung einer Vollmacht 

das Formular verwenden, welches nach ordnungsgemäßer Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesit-

zes zugeschickt wird. Ein entsprechendes Formular steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft 

unter www.mum.de/hv2023 zum Download zur Verfügung. 

 

Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis zu den vorstehend genannten Zeitpunkten auch zur 

Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft erfolgen soll; 

ein gesonderter Nachweis über die Erteilung der Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall. Der Wi-
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derruf oder die Änderung einer bereits erteilten Vollmacht kann ebenfalls auf den vorgenannten Übermitt-

lungswegen jeweils bis zu den vorstehend genannten Zeitpunkten unmittelbar gegenüber der Gesell-

schaft erklärt werden. 

 

Bei Bevollmächtigung eines Intermediärs, einer Aktionärsvereinigung, eines Stimmrechtsberaters oder 

diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten Personen, Vereinigungen, Institute bzw. Unternehmen 

ist die Vollmachterteilung vom Bevollmächtigten nachprüfbar festzuhalten; die Vollmachterteilung muss 

dabei vollständig sein und darf nur die mit der Stimmrechtsausübung verbundenen Erklärungen enthal-

ten. Aktionäre, die einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder andere 

mit diesen gleichgestellten Personen, Vereinigungen, Institute bzw. Unternehmen bevollmächtigen wol-

len, werden gebeten, sich in diesem Fall mit dem zu Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht 

abzustimmen. Auf das besondere Verfahren nach § 135 Abs. 1 Satz 5 AktG wird hingewiesen. 

 

Auch Bevollmächtigte können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das 

Stimmrecht für die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im Rahmen ihrer jeweiligen Vollmacht im 

Wege der elektronischen Briefwahl oder durch (Unter-)Bevollmächtigung der weisungsgebundenen 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausüben.  

 

Stimmrechtsvertretung durch weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

 

Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen Stimm-

rechtsvertreter (Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) vertreten lassen. Auch in diesem Fall sind eine 

fristgerechte Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen Hauptver-

sammlung und zur Ausübung des Stimmrechts erforderlich (siehe oben unter "Voraussetzung für die 

Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts"). Die Vollmacht an 

die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft und ihr Widerruf bedürfen der Textform. Soweit die Stimm-

rechtsvertreter der Gesellschaft bevollmächtigt werden, müssen diesen in jedem Fall Weisungen für die 

Ausübung des Stimmrechts erteilt werden.  

 

Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können per Post, Telefax oder 

E-Mail an die vorstehend im Abschnitt "Bevollmächtigung" genannte Anschrift, Telefax-Nummer oder  

E-Mail-Adresse bis zum Ablauf des 10. Mai 2023, 24:00 Uhr, oder ab dem 20. April 2023 über den pass-

wortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.mum.de/hv2023 gemäß 

den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum Zeitpunkt der Schließung der Abstimmung durch den Ver-

sammlungsleiter erteilt, geändert oder widerrufen werden. Ein entsprechendes Formular wird nach ord-

nungsgemäßer Anmeldung und Anteilsbesitznachweis zugesandt. Ein entsprechendes Formular steht 

auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.mum.de/hv2023 zum Download zur Verfügung.  

 

Bei einer Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter müssen diesen in 

jedem Falle Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter sind 

verpflichtet, entsprechend den ihnen erteilten Weisungen abzustimmen. Sie nehmen keine Vollmachten 
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zur Einlegung von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung der Fragemög-

lichkeit oder zur Stellung von Anträgen entgegen.  

 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im 

Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Weisung zu diesem Tagesord-

nungspunkt insgesamt auch als entsprechende Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung.  

 

Stimmabgabe im Wege der elektronischen Briefwahl  

 

Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigte können ihr Stimmrecht auch im Wege der elektronischen Briefwahl 

unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice abgeben. Auch in diesem Fall sind die ord-

nungsgemäße Anmeldung und der ordnungsgemäße Nachweis des Anteilsbesitzes (siehe oben unter 

"Voraussetzung für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung des Stimm-

rechts"), erforderlich. 

 

Briefwahlstimmen können ab dem 20. April 2023 über den passwortgeschützten Internetservice auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter www.mum.de/hv2023 gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren bis 

zum Zeitpunkt der Schließung der Abstimmung durch den Versammlungsleiter abgegeben, geändert oder 

widerrufen werden.  

 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im 

Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl zu die-

sem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzel-

abstimmung. 

 

Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen und Stimmrechtsberater oder sonstige ge-

mäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen und Institutionen können sich der elektronischen Brief-

wahl bedienen.   

 

4. Einreichung von Stellungnahmen 

 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten haben das Recht, nach § 130a Ab-

satz 1 bis 4 AktG Stellungnahmen zu den Gegenständen der Tagesordnung in Textform oder im Video-

format im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen. Dafür steht ihnen mit den entsprechenden 

Zugangsdaten der passwortgeschützte Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.mum.de/hv2023zur Verfügung.  

 

Stellungnahmen in Textform sind gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren als Datei im Dateiformat 

PDF mit einer empfohlenen Dateigröße von maximal 50 MB einzureichen. Stellungnahmen im Videofor-

mat sind gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren in den Dateiformaten MPEG-4 oder MOV einzu-

reichen; sie dürfen eine Dateigröße von 1 GB nicht überschreiten.  
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Die Einreichung mehrerer Stellungnahmen ist möglich. Es sind nur solche Stellungnahmen im Videofor-

mat zulässig, in denen der Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter selbst in Erscheinung tritt. Mit dem Einrei-

chen erklärt sich der Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die Stellungnahme 

unter Nennung seines Namens im passwortgeschützten Internetservice zugänglich gemacht wird.  

 

Die Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Versammlung, also spätestens am 5. Mai 

2023, 24:00 Uhr, einzureichen. Eingereichte Stellungnahmen zu den Gegenständen der Tagesordnung 

werden, soweit nicht ausnahmsweise von einer Zugänglichmachung nach § 130a Abs. 3 Satz 4 AktG 

abgesehen werden darf, bis spätestens vier Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens am 6. Mai 

2023, 24:00 Uhr, in dem nur für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigte mit 

den entsprechenden Zugangsdaten zugänglichen passwortgeschützten Internetservice auf der Internet-

seite der Gesellschaft zugänglich gemacht.  

 

Anträge und Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche gegen Beschlüsse der Hauptversammlung im 

Rahmen der in Textform oder im Videoformat eingereichten Stellungnahmen werden in der Hauptver-

sammlung nicht berücksichtigt; das Stellen von Anträgen bzw. Unterbreiten von Wahlvorschlägen, die 

Ausübung des Auskunftsrechts sowie die Einlegung von Widersprüchen gegen Beschlüsse der Haupt-

versammlung ist ausschließlich auf den in dieser Einladung jeweils gesondert beschriebenen Wegen 

möglich. 

 

5. Rederecht 

 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, ha-

ben ein Rederecht in der Versammlung im Wege der Videokommunikation.  

 

Ab Beginn der Hauptversammlung wird über den passwortgeschützten Internetservice auf der Internet-

seite der Gesellschaft unter www.mum.de/hv2023 ein virtueller Wortmeldetisch geführt, über den die 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten ihren Redebeitrag anmelden können.  

 

Das Rederecht umfasst insbesondere auch das Recht, Anträge und Wahlvorschläge nach § 118a Abs. 1 

Satz 2 Nr. 3 AktG zu stellen sowie das Auskunftsverlangen nach § 131 Abs. 1 AktG.  

 

Die komplette virtuelle Hauptversammlung einschließlich der Videokommunikation wird im passwortge-

schützten Internetservice über das System BetterMeeting von Better Orange IR & HV AG abgewickelt. 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die ihren Redebeitrag über den virtuellen Wortmeldetisch anmel-

den wollen, benötigen für die Zuschaltung des Redebeitrags entweder ein nicht-mobiles Endgerät (PC, 

Notebook, Laptop) mit dem installierten Browser Chrome ab Version 89, Edge ab Version 88 oder Safari 

ab Version 13.1 oder ein mobiles Endgerät (z. B. Smartphone oder Tablet). Mobile Endgeräte mit AND-

ROID-Betriebssystem benötigen als installierten Browser Chrome ab Version 89; mobile Endgeräte mit 

iOS-Betriebssystem benötigen als installierten Browser Safari ab Version 13.1. Für Redebeiträge müssen 
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auf den Endgeräten eine Kamera und ein Mikrofon, auf die vom Browser aus zugegriffen werden kann, 

zur Verfügung stehen. Eine weitere Installation von Softwarekomponenten oder Apps auf den Endgeräten 

ist nicht erforderlich. Personen, die sich über den virtuellen Wortmeldetisch für einen Redebeitrag ange-

meldet haben, werden im passwortgeschützten Internetservice für ihren Redebeitrag freigeschaltet. Die 

Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwischen Aktionär bzw. 

Bevollmächtigtem und Gesellschaft in der Versammlung und vor dem Redebeitrag zu überprüfen und 

diesen zurückzuweisen, sofern die Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. 

 

6. Auskunftsrecht  

 

Es ist vorgesehen, dass der Leiter der Hauptversammlung festlegen wird, dass das Auskunftsrecht nach 

§ 131 Abs. 1 AktG in der Hauptversammlung ausschließlich im Wege der Videokommunikation, also im 

Rahmen der Ausübung des Rederechts ausgeübt werden darf.  

 

§ 131 Abs. 4 Satz 1 AktG bestimmt, dass dann, wenn einem Aktionär wegen seiner Eigenschaft als Akti-

onär eine Auskunft außerhalb der Hauptversammlung gegeben worden ist, diese Auskunft jedem ande-

ren Aktionär bzw. dessen Bevollmächtigtem auf dessen Verlangen in der Hauptversammlung zu geben 

ist, auch wenn sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich 

ist.  

 

Zudem bestimmt § 131 Abs. 5 Satz 1 AktG, dass dann, wenn einem Aktionär eine Auskunft verweigert 

wird, er verlangen kann, dass seine Frage und der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in 

die Niederschrift über die Verhandlung aufgenommen werden. 

 

Im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung wird gewährleistet, dass Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtig-

ten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, ihr Verlangen nach § 131 Abs. 4 Satz 

1 AktG sowie ihr Verlangen nach § 131 Abs. 5 Satz 1 AktG außer im Wege der Videokommunikation, 

also im Rahmen des Rederechts und des dafür vorgesehenen Verfahrens (oben „Rederecht“), auch im 

Wege der elektronischen Kommunikation über den passwortgeschützten Internetservice auf der Internet-

seite der Gesellschaft unter www.mum.de/hv2023 gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren mit den 

entsprechenden Zugangsdaten in der Hauptversammlung übermitteln können. 

 

7. Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung 

 

Angemeldete Aktionäre sowie ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zuge-

schaltet sind, haben das Recht, gegen einen Beschluss der Hauptversammlung über den passwortge-

schützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.mum.de/hv2023 gemäß dem 

dafür vorgesehenen Verfahren mit den entsprechenden Zugangsdaten während der Hauptversammlung, 

d.h. von der Eröffnung der Hauptversammlung an bis zu ihrer Schließung, Widerspruch zu Protokoll des 

Notars einzulegen. 
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Eine anderweitige Form der Übermittlung von Widersprüchen ist ausgeschlossen. Die Gesellschaft weist 

nochmals darauf hin, dass die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter keine Weisungen 

zum Einlegen von Widersprüchen entgegennehmen. 

 

8. Anträge und Wahlvorschläge 

 

Anträge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten gegen einen Vorschlag der Verwaltung zu einem 

bestimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 AktG sowie Wahlvorschläge von Aktionären bzw. 

ihren Bevollmächtigten zur Wahl von Verwaltungsratsmitgliedern (sofern diese Gegenstand der Tages-

ordnung sind) oder von Abschlussprüfern gemäß § 127 AktG sind ausschließlich zu richten an: 

 

Mensch und Maschine Software SE 

z.Hd. Frau Helga Boskovski 

Argelsrieder Feld 5 

82234 Wessling 

Telefax: +49 (0) 81 53 / 933 - 104 

E-Mail: helga.boskovski@mum.de 

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten, die bis 26. April 2023, 

24:00 Uhr, unter dieser Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse eingegangen sind und die weite-

ren Voraussetzungen der §§ 126, 127 AktG erfüllen, und eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung 

werden den anderen Aktionären auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.mum.de/hv2023 zu-

gänglich gemacht. Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berücksichtigt. Anträge oder Wahlvor-

schläge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten, die gemäß § 126 AktG oder § 127 AktG zugänglich 

zu machen sind, gelten als im Zeitpunkt der Zugänglichmachung gestellt. Die Gesellschaft ermöglicht, 

das Stimmrecht zu diesen Anträgen oder Wahlvorschlägen auszuüben, sobald der den Antrag stellende 

oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und ordnungsgemäß zur 

Hauptversammlung angemeldet ist. Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die zu der Hauptversammlung 

zugeschaltet sind, haben darüber hinaus das Recht, in der Versammlung im Wege der Videokommunika-

tion Anträge und Wahlvorschläge im Rahmen ihres Rederechts zu stellen. 

 

9. Hinweise zum Datenschutz für Aktionäre und Aktionärsvertreter 

 

Die Mensch und Maschine Software SE verarbeitet als "Verantwortlicher" im Sinne von Art. 4 Nr. 7 Da-

tenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) zur Vorbereitung und Durchführung der virtuellen Hauptversamm-

lung personenbezogene Daten der Aktionäre und etwaiger Aktionärsvertreter (insbesondere Name, An-

schrift, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Nummer der Zugangskarte und die Erteilung etwaiger Stimm-

rechtsvollmachten, die Stimmabgabe sowie im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung eingereichte 

Fragen) auf Grundlage der in Deutschland geltenden Datenschutzbestimmungen, um den Aktionären und 

Aktionärsvertretern die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung zu ermögli-

chen und eine rechtmäßige Durchführung der virtuellen Hauptversammlung sicherzustellen. Soweit die 
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Mensch und Maschine Software SE diese Daten nicht von den Aktionären und/oder etwaigen Aktionärs-

vertretern erhält, übermittelt die ihr Depot führende Bank diese personenbezogenen Daten an die 

Mensch und Maschine Software SE. 

 

Die Datenverarbeitung ist für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und der Stimmrechts-

ausübung im Wege der elektronischen Kommunikation oder der Bevollmächtigung zwingend erforderlich. 

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 Unterabsatz 1 Buchstabe c DS-GVO i.V.m. §§ 123, 

129, 135 AktG. 

 

Zum Zwecke der Ausrichtung der virtuellen Hauptversammlung beauftragt die Mensch und Maschine 

Software SE verschiedene Dienstleister und Berater. Diese erhalten nur solche personenbezogenen Da-

ten, die zur Ausführung des jeweiligen Auftrags erforderlich sind. Die Dienstleister und Berater verarbei-

ten diese Daten ausschließlich nach Weisung der Mensch und Maschine Software SE. Im Übrigen wer-

den personenbezogene Daten im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den Aktionären und etwaigen 

Aktionärsvertretern zur Verfügung gestellt. 

 

Die personenbezogenen Daten werden gespeichert, solange dies gesetzlich geboten ist oder die Gesell-

schaft ein berechtigtes Interesse an der Speicherung hat, etwa im Falle gerichtlicher oder außergerichtli-

cher Streitigkeiten aus Anlass der Hauptversammlung. Anschließend werden die personenbezogenen 

Daten gelöscht. 

 

Unter den gesetzlichen Voraussetzungen, deren Vorliegen im Einzelfall zu prüfen sind, haben Aktionäre 

und etwaige Aktionärsvertreter das Recht, Auskunft über die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Da-

ten, Berichtigung oder Löschung Ihrer personenbezogenen Daten oder die Einschränkung der Verarbei-

tung zu beantragen sowie ihre personenbezogenen Daten in einem strukturierten, gängigen und maschi-

nenlesbaren Format (Datenübertragbarkeit) zu erhalten. Unter den gesetzlichen Voraussetzungen, deren 

Vorliegen im Einzelfall zu prüfen ist, haben Aktionäre und etwaige Aktionärsvertreter auch das Recht, 

Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen. 

 

Diese Rechte können Aktionäre und etwaige Aktionärsvertreter unter den folgenden Kontaktdaten der 

Mensch und Maschine Software SE geltend machen: 

 

Mensch und Maschine Software SE 

z.Hd. Frau Helga Boskovski 

Argelsrieder Feld 5 

82234 Wessling 

Telefon: +49(0)8153/933-261 

Telefax: +49(0)8153/933–104 

E-Mail: investor-relations@mum.de 

 

Zudem steht Aktionären und etwaige Aktionärsvertretern ein Beschwerderecht bei den Datenschutz-



 

 

Aufsichtsbehörden nach Art. 77 DS-GVO zu. 

 

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der Mensch und Maschine Software SE ist wie folgt erreichbar: 

 

Holzhofer Consulting GmbH 

Martin Holzhofer 

Lochhamer Str. 31 

82152 Planegg 

Telefon.: (0 89) 1 25 01 56 00 

E-Mail: datenschutzbeauftragter@holzhofer-consulting.de 

 

 

Wessling, im März 2023 

 

Mensch und Maschine Software SE 

 

Der Verwaltungsrat 
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